Az.: 44-642-L 36
Wasserrecht;
Entnehmen, Zutagefördern und Ableiten von Grundwassser aus dem Brunnen II Appersdorf des Marktes Langquaid auf der Flur-Nr. 890, Gemarkung Langquaid, Gemeinde Herrngiersdorf; Allgemeine Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Der Markt Langquaid beabsichtigt die Entnahme, das Zutagefördern und das Ableiten von Grundwasser aus dem Brunnen II Appersdorf auf der Flur-Nr. 890, Gemarkung Langquaid, Gemeinde Herrngiersdorf, in Höhe von maximal 225.000 m³/a. Der Antrag auf Durchführung des zugrundeliegenden wasserrechtlichen Verfahrens ist dem Landratsamt Kelheim am 23.04.2025 zugegangen.
Aufgrund der beantragten Entnahmemenge von maximal 225.000 m³/a ist gemäß §§ 5 und 7 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 4 Nr. 1 UVPG und Nr. 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG für die Maßnahme im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung unter Berücksichtigung der Schutzkriterien der Anlage 3 zu diesem Gesetz festzustellen, ob durch die Maßnahme erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen zu erwarten sind und deshalb eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.
Die Vorprüfung erfolgt gemäß § 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG als eine überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien. Besteht die Möglichkeit, dass die Maßnahme erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, so besteht eine Umweltverträglichkeitsprüfungspflicht. 
 
Nachfolgend wird die Maßnahme anhand der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG näher erläutert:  
1. Merkmale der Maßnahme
Der Markt Langquaid betreibt derzeit zur Trinkwasserversorgung des Gemeindegebiets den ca. 1,4 km südöstlich des Ortskerns, ca. 280 m östlich des Ortsteiles Appersdorf liegenden Brunnen I Appersdorf. Zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung wurde nach Prüfung sämtlicher alternativer Versorgungsmöglichkeiten im Sommer 2023 ca. 520 m nordöstlich des Brunnen I der Brunnen II Appersdorf erstellt. 
Je nach Versorgungsbedarf sollen die Brunnen I und II Appersdorf abwechselnd oder gleichzeitig zur Sicherung der Trinkwasserversorgung des Marktes Langquaid betrieben werden. Hierbei soll bei einem Ausfall eines Brunnens jedoch der jeweils andere auch mittel- bis langfristig zur Vollversorgung genutzt werden können, so dass die Entnahme der benötigten Jahresentnahmemenge von 225.000 m³/a jeweils aus beiden Brunnen möglich sein sollte. Für beide Brunnen zusammen wird allerdings eine Gesamtentnahmemenge von 225.000 m³/a festgelegt.


2. Standort der Maßnahme
Der Standort der Maßnahme ist insbesondere unter Berücksichtigung der in Anlage 3 Nr. 2.3 des UVPG aufgeführten Schutzkriterien hinsichtlich einer besonderen ökologischen Empfindlichkeit überschlägig zu beurteilen.
Der ermittelte Absenktrichter berührt kleinflächig das FFH-Gebiet 7138-372 Tal der Großen Laber. Aus naturschutzfachlicher Sicht sind allerdings aufgrund der sehr kleinflächigen Überlappung des Absenktrichters mit dem FFH-Gebiet und der unveränderten Entnahmemenge keine erheblichen Beeinträchtigungen der maßgeblichen Arten und Lebensraumtypen sowie der Erhaltungsziele zu erwarten (Nr. 2.3.1 der Anlage 3 zum UVPG)
Durch die Maßnahme sind keine Naturschutzgebiete nach § 23 BNatSchG, keine Nationalparke und Nationale Naturmonumente gem. § 24 BNatSchG sowie keine Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gem. §§ 25 und 26 BNatSchG betroffen (Nrn. 2.3.2 – 2.3.4 der Anlage 3 zum UVPG)
Es befinden sich keine Naturdenkmäler i. S. d. § 28 BNatSchG, keine geschützten Landschaftsbestandteile (einschließlich Alleen) gem. § 29 BNatSchG sowie keine gesetzlich geschützten Biotope gem. § 30 BNatSchG im Bereich des Vorhabens (Nr. 2.3.5 - 2.3.7 der Anlage 3 zum UVPG). 

Die östliche Ecke der Schutzzone III des derzeit für den Brunnen I Appersdorf festgesetzten Wasserschutzgebietes liegt im südwestlichen Randbereich des rechnerisch ermittelten Absenkungsbereichs. Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG sowie Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG und amtlich festgesetzte oder vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiete liegen nicht im Bereich des Vorhabens. Nordwestlich bzw. unterstromig des Brunnen II Appersdorf grenzen Hochwassergefahrenflächen HQ100 und Hochwassergefahrenflächen HQextrem an den ermittelten Absenkbereich an (Nr. 2.3.8 der Anlage 3 zum UVPG). 

Gebiete entsprechend der Nr. 2.3.9 der Anlage 3 zum UVPG liegen nicht vor. 
 
Das Gebiet hat keine hohe Bevölkerungsdichte (Nr. 2.3.10 der Anlage 3 zum UVPG). Auf den betroffenen Grundstücken liegen keine Bau- und Bodendenkmäler (Nr. 2.3.11 der Anlage 3 zum UVPG). 

Art und Merkmale möglicher Auswirkungen 

Der Bereich, in dem Auswirkungen infolge der Entnahme von Grundwasser überhaupt denkbar wären, umfasst einen Umkreis von rund 225 m um den Brunnen II Appersdorf. Durch die Förderung von Grundwasser aus dem Brunnen II Appersdorf entsteht um den Brunnen ein Entnahmetrichter. Da aufgrund des langjährigen Betriebs des Brunnens I Appersdorf davon auszugehen ist, dass die Entnahme durch das Grundwasserdargebot gedeckt ist und der Abstand zwischen der Geländeoberkante und den durch den Brunnen erschlossenen grundwasserführenden Schichten des tertiären Grundwasserleiters mindestens 19 m beträgt, sind Auswirkungen auf bestehende Nutzungen oder die ökologischen Gegebenheiten des Gebiets auszuschließen. Auch sind Auswirkungen auf die Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser des Gebiets nicht zu erwarten.
Erhebliche, nachteilige Auswirkungen auf die Belange des Naturschutzes, der Landschaftspflege sowie der Wasserwirtschaft sind durch die Maßnahme nicht zu erwarten.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass das geplante Vorhaben zu keiner nachhaltigen Umweltbeeinträchtigung führen wird.

 
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass durch die Maßnahme keine erheblichen, nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, welche nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Es besteht demnach gemäß § 7 Abs. 1 UVPG keine UVP-Pflicht.
Diese Feststellung – in einem gesonderten Aktenvermerk festgehalten – wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekanntgemacht. Sie ist nicht selbständig anfechtbar (§ 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG).
 

Kelheim, 16.07.2025
Landratsamt 
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